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Stellungnahme RAMEN i.V.m. StromNEF/GasNEF 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

zu den oben genannten Verfahren möchten wir wie folgt Stellung nehmen. 

 

2.3 Dauer einer Regulierungsperiode 

Wir bewerten es als prinzipiell positiv, dass die Bundesnetzagentur (BNetzA) erkannt hat, dass 

die Transformationsprozesse der Energiewirtschaft eine schnelle Anpassung der OPEX-Kosten 

erforderlich macht. Eine Verkürzung der Regulierungsperioden von fünf auf drei Jahre wird von 

uns jedoch nicht als sinnvoll erachtet um das oben genannte Ziel zu erreichen. Zum einen wird 

das Problem des Zeitverzugs der Kostenanpassung und der Nicht-Erlösbarkeit nur verringert. 

Zum anderen wird der Antragsaufwand bei den Netzbetreibern sowie auch der Prüfungs- und 

Genehmigungsaufwand bei den Regulierungsbehörden durch diese Maßnahme steigen. Dies ist 

mit einer kosteneffizienten Regulierung unserer Ansicht nach nicht vereinbar. 

 

Wir möchten hierzu anmerken, dass die Ausführungen hinsichtlich der weiteren Prüfungspraxis 

äußert vage gehalten sind und befürchten, dass die in den vergangenen praktizierten Kostenprü-

fungen teilweise selektiven und kleinteiligen Vorgehensweisen unverändert fortgesetzt werden 

könnten.  

Auch ein Festhalten an der Durchschnittsbildung stellt unstrittig eine vergangenheitsbezogene 

Herangehensweise dar und spiegelt nicht die zukünftigen Kostensteigerungen adäquat wider. 

Das Abstellen auf historische Daten vor den Basisjahren berücksichtigt darüber hinaus auch nicht 

Veränderungen in der Kostenstruktur oder neue Kostenfaktoren, die in der Zukunft relevant wer-

den, gar strukturelle Veränderungen des Unternehmens. Somit ergibt sich allein schon durch die 

vergangenheitsbezogene Durchschnittsbildung faktisch ein weiterer Zeitverzug der über die 2 bis 

5 Jahren (bei einer 3-jährigen Regulierungsperiode) hinausgeht, ungeachtet nicht anerkannter 

OPEX-Budgets aufgrund teils nicht nachvollziehbarer Kürzungsansätze. Diese Vorgehensweise 

reizt den Basisjahreffekt geradezu an.
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Der bürokratische Aufwand muss sich in einer 3-jährigen Regulierungsperiode signifikant ver-

schlanken 

 

Wir erhoffen uns ferner die Berichtspflichten, beispielsweise zur Kostenerhebung oder Entgelt-

bildung, auf ein notwendiges Maß zu beschränken, da diese eine erhebliche administrative Be-

lastung darstellen. Bereits in einer 5-jährigen Regulierungsperiode führt dies zu unnötigem Mehr-

aufwand, der nicht nur Ressourcen bindet, sondern auch die Effizienz für alle Beteiligten massiv 

einschränkt. Eine deutliche Verschlankung und Vereinfachung würde ein positives Signal an alle 

an der Kostenprüfung beteiligten Akteure senden, da diese teils auf eine umfangreiche Daten-

vorratshaltung ausgelegt ist. 

 

Mehrjährige Bearbeitungsrückstände bei der Prüfung diverser Anträge 

 

Es ist allgemein bekannt, dass Netzbetreiber eine Vielzahl von langjährigen Bearbeitungsrück-

ständen bei den zuständigen Regulierungsbehörden verzeichnen müssen. Sollte sich dieser Zu-

stand auch im neuen Regulierungsrahmen unverändert fortsetzen, weil bürokratische Hürden 

nicht im erforderlichem Umfang abgebaut werden, beziehungsweise die Verschlankung und Ver-

einfachung von Prozessen ausbleibt und sich Entscheidungsprozesse dadurch weiterhin über 

viele Jahre hinziehen, befürworten wir die Einführung einer Genehmigungsfiktion. Somit könn-

ten Netzbetreiber nach einer bestimmten Frist davon ausgehen, dass ihr Antrag genehmigt 

wurde, auch wenn dies formal noch nicht der Fall ist. So könnte, beispielsweise bei den Rück-

ständen in der Prüfung der Regulierungskonten, eine Genehmigungsfiktion signifikant dazu bei-

tragen, bürokratische Verzögerungen zu vermeiden und die Planbarkeit und Rechtssicherheit 

für die Netzbetreiber erhöhen. 

 

Im Hinblick auf die Handhabbarkeit und den einhergehenden Verwaltungsaufwand stellt eine 

fünfjährige Regulierungsperiode mit einer jährlichen OPEX-Anpassung im Vergleich zu ei-

ner dreijährigen Regulierungsperiode die zu bevorzugende Variante dar. Die Bindung der 

OPEX-Anpassung an Parameter der Versorgungsaufgabe stellt sicher, dass eine Anpassung der 

Betriebskostenbudgets nur so lange erfolgt, wie auch das Ausmaß der Versorgungsaufgabe 

zunimmt. 

 

7.5 KAnEu 

 

Im Kontext sämtlicher Personalkosten besteht akuter Handlungsbedarf 

 

Die Bestimmung von Kostenanteilen, die nicht dem Effizienzvergleich unterliegen, soll künftig 

nach den Abgrenzungskriterien Exogenität, Gleichartigkeit und Volatilität erfolgen. Einige 

Kostenpositionen, die bislang als dauerhaft nicht beeinflussbar eingestuft sind, werden somit im 
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neuen Regulierungsrahmen in den Effizienzvergleich einbezogen und dem Budgetprinzip unter-

worfen. Grundsätzlich wird hier hinsichtlich aller mit dem Personal im Zusammenhang stehen-

den Kosten ein negatives Signal gesetzt. Wir möchten an dieser Stelle klarstellen, dass die Res-

source Personal maßgeblich für die Wertschöpfung in unserem Unternehmen ist. Insbesondere 

in hochspezialisierten Bereichen wie der Energiewirtschaft stellt der Fachkräftemangel bereits 

eine unserer größten Herausforderungen dar. Als Netzbetreiber sind wir bereits seit Jahren ge-

zwungen unsere Personalressourcen effektiv einsetzen und zu halten. Wir möchten ausdrücklich 

anmerken, dass das Personal, welches uns verloren geht, oftmals in wettbewerblich orientierten 

Unternehmen lukrativere Rahmenbedingungen vorfindet. Allein vor diesem Hintergrund erschei-

nen zusätzliche Anreizmechanismen zur Effizienzsteigerung und Simulation des Wettbewerbs im 

Kontext unseres Personals nicht nachvollziehbar. 

 

 Kosten der betrieblichen und tariflichen Vereinbarungen zu Lohnzusatzleistungen 

 Kosten der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten Betriebs- und Personalratstätigkeit 

 Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen  

 und künftig auch Löhne und Gehälter des im Netzbereich beschäftigten Personals 

 

müssen (weiterhin) als Kostenpositionen, die nicht dem Effizienzvergleich unterliegen, be-

handelt werden. 

 

Budgetprinzip beim Personal schmälert die sozialen Standards zu Lasten der Mitarbeitermotiva-

tion und -bindung 

 

Personalkosten und insbesondere die Kosten für Aus- und Weiterbildung bedürfen einer Wert-

schätzung, da wir diese als eine Investition in die Entwicklung der Fähigkeiten und Qualifikationen 

unserer Mitarbeiter von morgen ansehen und diese die Energiewende mitgestalten. Eine faire 

und marktkonforme Vergütung hinsichtlich Urlaubes, Altersvorsorge oder Gesundheitspro-

grammen, sind elementar, wenn es darum geht qualifizierte Kräfte zu gewinnen, zu motivieren 

und vor allem zu halten. Die Nichtdeckung dieser Sozialleistungen kann die langfristige Stabilität 

und den Erfolg des Unternehmens stark gefährden. 

 

Die Arbeitsbelastung und der Stress unseres Personals haben in den letzten Jahren, insbeson-

dere aufgrund der zunehmenden Herausforderungen, die die Energiewende mit sich bringt, sig-

nifikant zugenommen. Obendrein sind wir durch die vorgeschlagenen Rahmenbedingungen wei-

teren Einsparzwängen unterworfen. Dies kann das Image unseres Unternehmens, gar der 

gesamten Branche, nachhaltig schädigen. Die Kosten für unser Netzpersonal müssen fair und 

vollständig regulatorische Berücksichtigung finden, indem sie in der Erlösobergrenze abgebildet 

werden können.  
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Sachgerechte jährliche Anerkennung der tatsächlichen Personalkosten anstelle des Budgetprin-

zips  

 

Im Kontext der regulatorischen Abbildung sämtlicher Personalkosten besteht grundsätzlicher und 

akuter Handlungsbedarf. Netzbetreiber müssen die steigenden Personalkosten bislang aus eige-

nen Mitteln finanzieren. Dabei gibt es wenig Einflussmöglichkeit, wann Personal am Markt ver-

fügbar ist, wann Mitarbeiter das Unternehmen verlassen oder Langzeiterkrankungen auftreten. 

Das Budgetprinzip bei den Personalkosten erscheint schon aus diesen Gründen nicht gerecht, 

und auch da ein erheblicher Ressourcenbedarf aus der Umsetzung diverser neuer und immer 

komplexerer Anforderungen und gesetzlicher Vorgaben resultiert. Es ist bereits eine immense 

Herausforderung, qualifizierte Fachkräfte zu gewinnen oder gar zu halten. Gerade in einem Sek-

tor, der auf hochqualifiziertes Personal angewiesen ist. Wenn Netzbetreiber ihre Personalkosten 

nicht annähernd decken können, wird sich der Wettbewerbsnachteil im liberalisierten Arbeits-

markt noch verstärken und langfristig die Effizienz und Innovationskraft der Netzbetreiber verrin-

gern, was folglich die Qualität der Netzversorgung massiv beeinträchtigt. Ein Herauskommen aus 

diesem Image ist dann nur schwer möglich! 

 

Die Anpassung des Regulierungsrahmens ist ein guter Zeitpunkt diesen Aspekt umzudenken. 

 

Wir appellieren, dass die regulatorischen Rahmenbedingungen die realen Personalkosten kor-

rekt widerspiegeln – nicht mehr und nicht weniger! Nur so können Netzbetreiber auf lange Sicht 

verlässlich planen und arbeiten, was langfristig die Innovationkraft, die Qualität und Effizienz des 

gesamten Netzes und somit letztlich den Kundennutzen positiv beeinflusst.  

 

NEF 7. Aufwandsgleiche Kostenpositionen 

Korrekturterm für Anlagenabgänge auch im Kontext der kalkulatorischen Buchverluste 
 
Kalkulatorische Buchverluste sollten in einer sachgerechten Betrachtung ebenfalls Berücksichti-
gung finden. 
 
Wir erachten die im Rahmen des Kapitalkostenabgleichs vorgesehene rechnerische Korrektur 
der Kosten, Erlöse und Erträgen aus Anlagenabgängen im Ausgangsniveau grundsätzlich als 
verursachergerechtes Vorgehen. Hier wird in der Sachstandsmitteilung beispielhaft auf die Be-
rücksichtigung von etwaigen Entschädigungen sowie Verkaufs- und Verschrottungserlösen ein-
gegangen.  
 
Darüber hinaus möchten wir in diesem Kontext explizit das Thema kalkulatorische Buchverluste 
adressieren, da es in den Sachstandsmitteilungen RAMEN / NEF keine Erwähnung findet, jedoch 
in der Vergangenheit bei der Bestimmung des Ausgangsniveaus ein wichtiges Thema war.  
Die kalkulatorischen Buchverluste resultieren aus den Anlagenabgängen, die noch vor Ablauf der 

kalkulatorischen Nutzungsdauer aus dem Geschäftsbetrieb ausgeschieden sind. Sie entstehen 
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zum Großteil durch von Dritten veranlasste Umlegungen, durch Umbauten oder auch durch vor-

zeitige Materialermüdung. Auch handelt es sich bei den kalkulatorischen Buchverlusten um keine 

Besonderheiten des Basisjahres. Werden die kalkulatorischen Buchverluste nicht anerkannt, ge-

hen die in diesem Zusammenhang stehenden Kosten für den Netzbetreiber uneinbringlich verlo-

ren. Wir möchten darauf hinweisen, dass im Netzbetrieb Veränderungen am Anlagevermögen 

bzw. der Netzstruktur regelmäßig vorhanden sind (positiv wie negativ) und insbesondere im Gas 

weiter an Bedeutung gewinnen werden. Der neue Korrekturterm, sollte daher auch die Effekte 

aus kalkulatorischen Buchgewinnen- und -verlusten im Sinne einer ganzheitlichen verursacher-

gerechten Abbildung berücksichtigen. Wir bitten dahingehend um eine nähere Konkretisierung 

des Festlegungstextes. 

 

8. volatile Kosten 

 

Kosten aufgrund der Methanemissionsverordnung 

 

Die EU-Methanemissionsverordnung verpflichtet Netzbetreiber die Methanemissionen regel-

mäßig zu messen und Defekte schnellstmöglich zu beseitigen sowie das Ablassen von Gasen zu 

verringern. Die Verordnung sieht Vorgaben zur Reduzierung von Methanemissionen vor und be-

lastet somit Netzbetreiber mit zusätzlichen Kosten. Die Kosten der Netzbetreiber, die aufgrund 

der EU-Methanemissionsverordnung entstehen, können als volatil betrachtet werden, da sie 

mehreren Faktoren unterliegen, die sich in der Höhe und Häufigkeit ändern können. Methanemis-

sionen in Gasnetzen können durch Leckagen oder Defekte an Leitungen entstehen. Diese Le-

ckagen sind jedoch nicht konstant, sondern hängen von vielen Faktoren ab, wie etwa exogene 

Auswirkungen auf die Netzinfrastruktur, der Witterung beziehungsweise extremen Wetterereig-

nissen oder der Häufigkeit von Wartungs- und Reparaturarbeiten. Auch benötigen Netzbetreiber 

neue technologische Lösungen zur Überwachung und Minderung von Methanemissionen bzw. 

zusätzliche Ressourcen über Dienstleister. Die Kosten für Technologien und zusätzlichen Dienst-

leistungen zur Leckageerkennung und -behebung sind ebenfalls volatil, da sie von deren Markt-

verfügbarkeit abhängen. Wir bitten daher um die zeitnahe Prüfung und Umsetzung der Anerken-

nung dieser als volatilen Kosten, um den Netzbetreibern einen fairen und praktikablen Anreiz und 

die Möglichkeit zu geben, ihre gesetzlichen Verpflichtungen im Einklang mit den Zielvorgaben 

der EU zu erfüllen. 

 

10. Effizienzvergleich, 6. genereller sektoraler Produktivitätsfaktor 

Ein Effizienzvergleich ist mit Blick auf den politischen Willen des Ausstiegs aus der fossilen Erd-

gasversorgung prinzipiell zu überdenken. In einem städtischen Verteilernetz gibt es in den Druck-

bereichen Niederdruck, erhöhter Niederdruck und Mitteldruck keine Nachnutzungsmöglichkeit 

des Netzes mit einer Wasserstoffversorgung. Die Möglichkeit der Nutzung von Sonderabschrei-
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bungen erschweren hier eine Vergleichbarkeit der Netzbetreiber im Rahmen eines solchen Effi-

zienzvergleichs. Daher sollte für die Gasnetzbetreiber der Effizienzvergleich abgeschafft werden 

und eine Effizienz von 100% bis Nutzungsdauerende des jeweiligen Netzes Anwendung finden. 

Gleichzeitig kann man in einem Geschäftsfeld, welches sich sozusagen in Auflösung befindet, 

keinen generellen, sektoralen Produktivitätsfaktor (Xgen), der in der Methodik auf Wachstum aus-

gerichtet ist, mehr verwenden. Daher sollte der Xgen wegfallen bzw. auf null festgelegt werden, 

bis die Regulierung der Erdgasnetze beendet ist. Die von uns vorgeschlagenen Maßnahmen 

würden bei den Netzbetreibern und auch bei den Regulierungsbehörden zu Vereinfachungen 

führen. 

 

12. Qualitätsregulierung 

Um fundierte Datenangaben für eine beabsichtigte Weiterentwicklung der Qualitätsregulierung 

zu erhalten, sollte im Rahmen der Berücksichtigung von Datensparsamkeit und Bürokratieabbau 

sowie der derzeitigen Herausforderungen aufgrund der Umsetzung der Energiewende genau 

überlegt werden, welche Daten tatsächlich notwendig und sinnvoll sind. Weiterhin sollte daran 

gedacht werden, dass Daten, die bisher nicht erhoben wurden, ggf. bei den Netzbetreibern nicht 

vorliegen, da die Notwendigkeit dafür nicht bestand. Die Netzbetreiber sollten vor den Jahren, für 

die Daten abgefragt werden sollen, wissen, welche Daten erhoben werden. Schätzungen bieten 

an dieser Stelle keine sonnvolle Vergleichbarkeit und Bewertungsmöglichkeit. 

 

Wichtig ist, dass Aufwand und Nutzen der Datenerhebung kontinuierlich überprüft werden, um 

das Ziel der Bundesnetzagentur zu unterstützen, die Regulierung „transparenter, einfacher und 

weniger bürokratisch“ zu gestalten (siehe NEST-Eckpunktepapier).  

 

16 vereinfachtes Verfahren 

Wir begrüßen die Anpassungsmöglichkeit der Kosten für betriebliche und tarifvertragliche Ver-

einbarungen zu Versorgungsleistungen auch für Netzbetreiber im vereinfachten Verfahren im 

Rahmen der KAnEu. 

 

Die vorgeschlagene Systematik für das vereinfachte Verfahren ist gänzlich ungeeignet. 

 

Das derzeit vorhandene Vereinfachte Verfahren für kleine Netzbetreiber sollte in den Grenzen 

der Anzahl der angeschlossenen Kunden von 15.000 für Gasnetze bzw. 30.000 für Stromnetze 

beibehalten werden. Die von Ihnen erwähnte definitorische Unklarheit wird nach 16 Jahren der 

Anreizregulierung inzwischen nicht mehr bestehen. Ein Pauschalieren von Kostenbestandteilen 

darf für kleine Netzbetreiber, die sich auch im massiven Transformationsprozess der Energiewirt-

schaft befinden, keine Nachteile mit sich bringen. Es ist für uns im Tenorentwurf der Festlegung 

RAMEN nicht erkennbar, in welchem Fall ein Verteilnetzbetreiber am vereinfachten Verfahren 






